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Wenn über ein Anſuchen um die Bewilligung zu einem Baue bereits bauord⸗ kommen, ſie iſt vielmehr das Product Jahrzehnte währenden Bemühens, 
nungsgemäß die Entſcheidung ergangen und in Rechtskraft erwachſen iſt, das auch durch vereitelte Verſuche ſich nicht vor einer endlichen Durch— 
kaun die Baubehörde über ein neuerliches Einſchreiten des Bauwerbers führung der angeſtrebten Aufgabe zurückſchrecken ließ. 


dieſelbe Sache nur dann abermals in Behandlung nehmen, wenn jenes ; 0 2 i u. har 
ein ganz oder theilweiſe neues Begehren enthält. Aber ſelbſt in dieſem Falle Die Geſchichte des Leobner fogenannten Factorievermögens reicht 


iſt die Vornahme einer neuerlichen commiſſionellen Erhebung und Verhand⸗ auf Jahrhunderte zurück und hängt innig mit der Geſchichte der ſtei⸗ 


lung nöthig. riſchen Eiſeninduſtrie, aber auch mit jener des Landes ſelbſt zuſammen. 
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Geſetze und Verordnungen. Privilegien, war die Grundlage des Factorievermögens. Das ausſchließ⸗ 
Perſonalien. liche Verlagsrecht der Leobner Verleger mußte im Verlaufe der Jahr⸗ 
Erledigungen. hunderte einer modernen wirthſchafts⸗politiſchen Anſchauung weichen, und 


2 ee DD mit der Aufhebung der urſprünglichen Verlagsprivilegien durch Kaiſer 
Joſeph II. (1782) entfiel auch jene Handelscompagnie, die nach den 

Der Ausgleich zwiſchen der Stadtgemeinde Leoben und ver a die RT für das Rauheiſenverlagsgeſchäft . 
2 7 4 m 41: 28 II lei ten hatte und die aus Buͤrgern der gemeinen Stadt Leoben, einſchließ⸗ 

den Beſitzern des bürgerlichen Fartorievermögens. lich des Magiſtrates der genannten Stadt, als Hauptverleger beſtand 
Von Dr. Moriz Caſpaar. | und jenen Vermögenscomplex beſaß, der den Stamm des durch ſpätere 


Die Frage über die rechtliche Natur der in einzelnen Gemeinden Ankäufe erweiterten Factorievermögens bildete. Der Kampf um das 


n ee Wermattung, die ie Si: Nubert am N SBernögn Elsa Ka nad ar fein 
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Gemeinde und dem Wirthſchaftsausſchuſſe im Vergleichswege durch eine waltung des ſogenaunten Factorievermögens eingeſetzten Wirthſchaftsamte 


Capitalsabfindung an die Gemeinde geordnet. Es iſt damit ein allgemein vereinbartes Normale, das im Jahre 1811, bezw. 1813 die landesfürſt⸗ 


gefühlter Wunſch in Erfüllung gegangen, und es haben jene Schwie⸗ | liche Genehmigung erhielt, aufgeſtellt. 5 
rigkeiten, die ſich aus der zweifachen Aufgabe des Factorievermögens — Durch dieſes N das bis zu dem nunmehr geſchloſſenen 
einerſeits den Communalbedarf zu decken, andererſeits eine private Erwerbs⸗ Ausgleiche ungeändert * Kraft blieb, wurden nicht blos die Normen 
quelle zu bilden — nothwendig ergeben mußten, auf dem für alle Bethei- für die Verwaltung des Factorievermögens feſtgeſtellt, es wurden auch ſpeciell 
ligten zweckmäßigſten Wege ihre Löſung gefunden. die Beziehungen zwiſchen dem Factorievermögen und der Stadt Leoben, 
Nachdem der Ausgleich bereits die Genehmigung der autonomen der „eiviſchen Caſfa“ geordnet. Dieſes Normale beſtimmte, daß das 
und ſtaatlichen Aufſichtsbehörden erhalten, die Conſtituirung der nun⸗ Factorievermögen von einem Ausſchuſſe der behausten Bürger unter Mit⸗ 
mehr unbeſchränkten Beſitzer des Factorievermögens als Verein die n 1 en ee en e 
ſtaatliche Genehmigung erlangt hat, glauben wir eine kurze Darſtellung zu verwalten ſei, daß die Auslagen der gemeinen Stadt, ſoweit die Ein⸗ 
der Geſchichte des Ausgleiches an dieſer Stelle mittheilen zu ſollen. künfte der eiviſchen Caſſe nicht hinreichen, aus den Vermögenserträgniſſen 
zu decken, der Ueberſchuß unter gewiſſen Vorſichten nach landesfürſtlicher 
) Siehe die Abhandlungen in Nr. 48 und 49 de 1879, ferner Nr. 21 Genehmigung an die Bürger zu vertheilen ſei. Das Normale blieb durch 
und 22 de 1880, endlich Nr. 23 de 1881 dieſer Zeitſchrift. mehr als 50 Jahre in unangefochtener Anwendung; es änderte ſich nur, 
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entſprechend der neuen Gemeindeverfaſſung, die Vertretung der Stadt und iſt es daher um jo begreiflicher, daß das Intereſſe an derſelben 
im Wirthſchaftsausſchuſſe; ſtatt durch die ſogenannten Magiſtratualen immer mehr in den Vordergrund trat, und daß ſie in den Augen der 
wurde fie durch den Bürgermeiſter und die Gemeinderäthe geübt, es | beantheilten Bürger einen vorwiegend privatrechtlichen Charakter annahm. 
änderte ſich weiters mit dem Entfalle der Kreisämter und des Landes⸗ Dem gegenüber mußte ſich andererſeits mit der ſteigenden Zahl 
guberniums die Competenz der laudesfürſtlichen Behörden rückſichtlich der der unbeantheilten Gemeindegenoſſen, d. h. nichtbürgerlichen im engeren 
im Normale vorgeſehenen Aufſicht; thatſächlich gerieth dieſe mit der Sinne, die Tendenz geltend machen, die Rechte der Gemeinde als ſolche 


keine auf dieſe Neuerungen bezughabende Aenderung vorgenommen. 

Der Communalbedarf der Stadt Leoben war durch Jahrzehnte ein 
beſcheidener geblieben und die Deckung des Abganges für dieſe Auslagen 
nahm die Factoriecaſſe in geringem Maße in Anſpruch. Nachdem weiters 
die Zahl der Gemeindemitglieder eine verhältnißmäßig geringe und die 
eigenberechtigten hausgeſeſſenen Bürger die überwiegende Mehrzahl der 
Gemeindegenoſſen bildete, fo trat kein Zwieſpalt zwiſchen der Gemeinde 
als ſolcher und der Corporation der beantheilten Bürger hervor. Mit der 
zunehmenden Zahl der Gemeindeglieder, der allmälig erwachenden com⸗ 
munalen Thätigkeit, der Erweiterung des Wirkungskreiſes der Gemeinde, 
dem damit nothwendig ſteigenden Bedarfe des Communalhaushaltes, 
mußte nothwendiger Weiſe im Kreiſe der beantheilten Bürger die Erwä⸗ 
gung zur Geltung gelangen, daß aus dem ſteigenden Bedarfe der Gemeinde 
eine Verminderung des Privateinkommens aus dem Factorievermögen zu 
erwarten ſei; daraus entſtand nun ein Gegenſatz zwiſchen der Gemeinde 
als ſolcher und der Corporation der beaniheilten Bürger, der allerdings 
für jene Zeit weniger ſchroff auſtrat, als die hausgeſeſſenen Bürger die 
unbeſchränkte, aber auch unangefochtene Herrſchaft in der Gemeinde 
behaupteten. 

Während im erſten Decennium nach Einführung der neuen Ge⸗ 
meindeverfaſſung in den ausſchlaggebenden Kreiſen noch eine Et 
Auffaſſung über die Zuſammenſetzung der Gemeindevertretung vorherrichte, | 
kam mit den ſteigenden Anforderungen für öffentliche Zwecke bald jene 
Differenz zum Ausdrucke, welche im Verlaufe der Jahre zu el 
und dem Gemeindewohle abträglichen Communalzuſtänden führte. | 

Die Verhältniſſe waren in der Gemeinde Leoben jedenfalls eigen- 


Aufhebung der Kreisämter in Vergeſſenheit. An dem Normale ſelbſt wurde | 
| 


gegen jene Anſchauung zu wahren, welche in der Deckung der Gemeinde- 
auslagen aus dem Factorievermögen ohne Inauſpruchnahme der Steuer⸗ 
träger eine mit der Höhe der Belaſtung ſteigende unbillige Verkür⸗ 
zung privater Anſpruchsrechte erblickte. Bei derartig ſich entgegenſtehenden 
Intereſſen iſt es begreiflich, daß der Gedanke, durch einen Vergleich 
zwiſchen den beiden Parteien dieſe Schwierigkeiten zu löſen, ſich Bahn 
brechen mußte. Zumeiſt war es die Vertretung der beantheilten Bürger, 
welche die dem Factorievermögen nach dem Normale zu Gunſten der 
Stadt Leoben auferlegte Belaſtung durch einen Ausgleich zu beſeitigen 
gedachte. Dem gegenüber war es allerdings auch nöthig, daß die poli⸗ 
tiſche Gemeinde als ſolche die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit eines 
ſolchen Ausgleiches anerkannte. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wenn über ein Anſuchen um die Bewilligung zu einem Baue 
bereits bauordnungsgemaß die Entſcheidung ergangen und in 
Rechtskraft erwachſen iſt, kann die Baubehörde über ein neuerliches 
Einſchreiten des Bauwerbers dieſelbe Sache nur dann abermals 
in Behandlung nehmen, wenn jenes ein ganz oder theilweiſe neues 
Begehren enthält. Aber ſelbſt in dieſem Falle iſt die Vornahme 
einer neuerlichen e Erhebung und Verhandlung 
nöthig. 


Ueber Einſchreiten des Hausbeſitzers Joſeph Kl. und feiner Ehe⸗ 
gattin Joſepha Kl. um die Bewilligung, auf dem durch Demolirung 


thümliche; der Communalbedarf wurde, inſoweit er die Einnahmen aus des Hauſes Nr. 32 in der Grazbachgaſſe zu Gr. gewonnenen und durch 
dem Gemeindevermögen überſtieg, aus den Erträgniſſen eines unter Hinzukauf eines Theiles des öffentlichen Straßengrundes erweiterten 
ſelbſtſtändiger Verwaltung ſtehenden Vermögens beſtritten. Die Ueber⸗ Baugrunde nach vorgelegtem Plane ein zwei Stock hohes Haus bauen 
ſchüſſe, welche nach der Deckung des Communalbedarfes von den Er- zu dürfen, hielt der Stadtrath von Gr. als Baubehörde am 30. Mai 
trägniffen dieſes Separatvermögens verblieben, wurden unter die Beſitzer 1883 die commiſſionelle Erhebung und Verhandlung an Ort und Stelle 
der am Factorievermögen beantheilten 152 Häufer nach einer beftimm- des projectirten Baues ab Der Beſitzer des Hauſes Nr. 31 in der 
ten Norm vertheilt. Für die Höhe dieſer zur Vertheilung gelangenden Jacominigaſſe zu Gr. Andreas T. als intereſſirter Anrainer wendete 
Ueberſchüſſe war daher, nebſt den Jahresergebniſſen des Factorievermö- gegen den Neubau ein, daß ihm mit demſelben das Recht des freien 
gens, die Bemeſſung der Gemeindeauslagen entſcheidend. Es iſt daher Ausganges aus feiner Realität über einen Theil des zu verbauenden 


vollkommen begreiflich, daß die beantheilten Hausbeſitzer das höchſte 
Intereſſe daran hatten, durch eine excluſiv aus ihren Angehörigen beite- | 
hende Gemeindevertretung die Beſtimmung der Gemeindeauslagen in 
ihrer Gewalt zu haben. 

Dies wurde durch die vorwiegende Bedeutung, welche nach unſerer 
Gemeindewahlordnung die Hauszinsſteuer für die Zuſammenſetzung des 
Gemeindeausſchuſſes beſitzt, weiters aber auch bei der räumlichen Ge⸗ 
ſchloſſenheit der Gemeinde Leoben, welche wieder den beantheilten 
Beſitzern die vorwiegende Majorität unter den Hausbeſitzern ſicherte, 
ermöglicht und mit vorübergehenden Ausnahmen auch bis in die neueſte 
Zeit gehandhabt. Daraus ergab ſich aber auch jene Doppelſtellung der 
beantheilten Bürger im Gemeindeausſchuſſe, die nothwendig zu Colliſio⸗ 
nen führen mußte. Es iſt gewiß viel für die Stadt Leoben aus den 
Leiſtungen des Factorievermögens geſchaffen worden; die Bereitwilligkeit 
hiezu war aber nothwendig eine ſchwankende und mußte jedenfalls durch 
den wachſenden Gegenſatz zwiſchen den unbeantheilten Gemeindegliedern 
und der beantheilten Bürgerſchaft abnehmen. 

Unter den vorwal tenden Verhältniſſen mußte es endlich dazu 
kommen, daß in den bürgerlichen Kreiſen die Anſchauung zur Geltung 
gelangte, in einer Entwicklung der Stadt, in dem Zuzuge von neuen 
Gemeindegliedern die Quelle neuer Laſten zu erblicken, da ja keine Ein⸗ 
nahme aus Communalabgaben für die Gemeinde aus dieſem Zuwachſe 
zu erwarten war. 

Die Erträgniſſe aus dem bürgerlichen Factorievermögen waren im 
Verlauſe der Jahre für die beantheilten Häuſer zu einer ſtehenden Ein⸗ 
nahme geworden, die in den Kaufpreiſen der Häuſer zum Ausdrucke 
kam. Bei dem nicht unbedeutenden Beſitzwechſel wurde dieſe Rente, 
trotzdem ihre Höhe durch die Beſtimmungen des Normales unſicher 
bleiben mußte, häufig der vorwiegende Grund der Häuſererwerbungen, 


Grundes und der Benützung dieſes Grundes zur Ableitung feiner Abfall- 
wäſſer mittelſt eines unterirdiſchen Canales geſchmälert wurde. Auf 
Grund des Ergebniſſes dieſer commiſſionellen Tagfahrt gab der Stadt⸗ 


| rat) von Gr. den genannten Eheleuten unterm 26. Juni 1883, 


3. 24.895, den Beſcheid, daß die projectirte Erbauung eines zwei 
Stock hohen Hauſes an Stelle des demolirten Hauſes Nr. 32 in der 
Grazbachgaſſe in politiſcher Hinſicht zwar zuläſſig ſei, die Baubewilligung 
aber inſolange nicht ertheilt werden könne, als die von Andreas T. 
gegen den Bau erhobenen privatrechtlichen Einwendungen nicht entweder 
gütlich beigelegt oder gerichtlich ausgetragen ſeien. Während inzwiſchen 
Andreas T. feine behaupteten Servitutsanſprüche im ordentlichen Rechts- 
wege geltend machte und hierüber die Verhandlung im Zuge war, über⸗ 
reichten die Eheleute Joſeph und Joſepha Kl. bei dem Stadtrathe zu 
Gr. abermals ein Einſchreiten, mit dem ſie baten, es möge ihnen 
wenigſtens die Bewilligung zur Erbauung eines Wohnhauſes auf dem 
durch Demolirung des Hauſes Nr. 32 Grazbachgaſſe gewonnenen Bau⸗ 
grunde mit Ausſchluß jenes Grundſtreifens ertheilt wurden, bezüglich 
deſſen in Folge des ſchwebenden Rechtsſtreites die Entſcheidung ſus⸗ 
pendirt bleibe. Der Stadtrath zu Gr. verbeſchied unterm 2. October 1883, 
3. 49.331, die Geſuchſteller, daß die erbetene Bewilligung ihnen erſt dann 
zu Theil werden könne, wenn Joſeph Kl. ſich verpflichtet, den derzeit unver⸗ 
baut bleibenden Grundſtreifen nicht an den Eigenthümer der Realität 
Nr. 31 in der Jacominigaſſe zu verkaufen, ſondern denſelben nach 
gerichtlicher Austragung oder gütlicher Beilegung der von Andreas T. 
erhobenen privatrechtlichen Einwendungen ſelbſt zu verbauen. Nachdem 
die Eheleute Joſeph und Joſepha Kl., den geſtellten Bedingungen ent⸗ 
ſprechend, die erſorderlichen Erklärungen urkundlich abgegeben und die 
bücherliche Einverleibung derſelben veranlaßt hatten, erging an ſie der 
Endbeſcheid des Stadtrathes vom 23. October 1883, Z. 52.994, 


mit welchem ihnen die nachgeſuchte Bewilligung zur Erbauung eines 
zwei Stock hohen Wohnhauſes an Stelle des demolirten Hauſes Nr. 32 
in der Grazbachgaſſe, jedoch mit Ausſchluß des vor der Rückſeite der 
Realität Nr. 31 Jacominigaſſe befindlichen Grundſtreifens gegen dem 
ertheilt wurde, daß dieſer letzterwähnte Grundſtreiſen ſogleich verbaut 
werden muß, ſobald die von Andreas T. gegen die Verbauung des⸗ 
ſelben erhobenen privatrechtlichen Einwendungen endgiltig entſchieden ſind. 
Im Recurswege angefochten, erfuhr dieſe letztere Entſcheidung mit 
Erlaß vom 9. Februar 1884, 3. 20.347, die Beſtätigung des Bau⸗ 
rathes für die Landeshauptſtadt Graz. 

Die damit abgewieſenen Eheleute Andreas und Maria T. als 
die Beſitzer des Hauſes Nr. 31 in der Jacominigaſſe ergriffen nun den 
Miniſterialrecurs. 

Das k. k. Miniſterium des Innern gab mit Erlaß vom 21. April 
1884, 3. 5606, dieſem Recurſe Folge und hob die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung des Baurathes, ſowie jene des Stadtrathes zu Gr. wegen 
mangelhaften Verfahrens auf, anordnend, daß über das am 27. Sep⸗ 
tember 1883 überreichte neuerliche Baugeſuch des Joſeph Kl. vorerſt 
der Augenſchein im Sinne des § 3 der Bauordnung für Graz vom 
Jahre 1881 vorzunehmen und ſodann inſtanzmäßig zu entſcheiden ſei. 
Zur Begründung wird Folgendes angegeben: „Das unterm 27. Sep⸗ 
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vom 25. März 1881, 3. 2008, dem Klagebegehren in vollem Umfange 
unter Verfällung des Belangten in den Erſatz der Gerichtskoſten ſtatt⸗ 
gegeben. 

Erſt in der gegen dieſes Urtheil ergriffenen Appellationsbeſchwerde 
erhob der Belangte die Einwendung der Unzuſtändigkeit der Gerichte 
zur Entſcheidung dieſes Streitgegenſtandes unter Berufung auf das kaif. 
Patent vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, kraft deſſen die k. k. 

Landescommiſſion für Grundlaſten⸗Ablöſung und Regulirung ausſchließlich 
zur Entſcheidung in Waldſervituten⸗Angelegenheiten zuſtändig iſt, und 
daher die oberwähnte Klage a limine ab⸗ und an dieſe Landesbehörde 
zu verweiſen war. 

Das k. k. Oberlandesgericht zu P. hat auch mittelft Decretes 
vom 21. September 1881, 3. 18.213 und 26.688, nach gepflogenem 
Einvernehmen mit der k. k. Statthalterei der Appellation des Belangten 
dahin willfahrt, daß die Klage des W. H. als zur Ingerenz der 
Civilgerichte ungeeignet zurückgewieſen wurde, unter Einem jedoch die 
Gerichtskoſten gegen einander aufgehoben, aus Gründen: 

Als Streitgegenſtand erſcheint die Wegſervitut über die Waldpar⸗ 
celle Nr. 1209 zu R., mithin eine Felddienſtbarkeit, wo das die⸗ 
nende Grundſtück ein Wald iſt, und welche daher zufolge $ 6, sub a) 

und § 1 alinea 3, sub a) des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, 


tember 1883 geſtellte neuerliche Bauanſuchen des Joſeph Kl. deutet R. G. Bl. Nr. 130, der Ablöſung von Amtswegen unterliegt. Laut 
dahin, daß ihm die Baubewilligung auf dem aus der Demolirung des § 1 der Verordnung der Miniſterien des Innern und der Juſtiz vom 
Hauſes Nr. 32 gewonnenen Baugrunde — mit Ausſchluß der Bau⸗ 3. November 1855, R. G. Bl. Nr. 161, dürfen vom Tage der 
führung auf dem von ihm von der Stadtgemeinde gekauften Straßen⸗ Kundmachung des Edictes der k. k. Landescommiſſion in Grundlaſten⸗ 
grunde — nach dem bereits genehmigten Plane ertheilt werde. Der | Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Angelegenheiten belangend die Anmeldungen 


Stadtrath von Gr. hat, ohne eine neuerliche Localerhebung zu veran- der Betheiligten keine diesſälligen Klagen bei Gericht mehr eingereicht 


laſſen, auf Grund des am 30. Mai 1883 vorgenommenen Localaugen⸗ 
ſcheines mit Entſcheidung vom 23. October 1883, Z. 52.994, dieſe 
Baubewilligung, und zwar in größerer Ausdehnung ertheilt, als dieſelbe 
erbeten wurde, da derſelben auch die theilweiſe Verbauung des von 
Joſeph Kl. von der Gemeinde erkauften Straßengrundes zugeſtanden 
und nur jenen Grundtheil von der ſofortigen Bauausführung ausſchloß, 
welcher ein Ausmaß von 32 Quadratmetern beſitzt und ſich an der 
Rückſeite der den Eheleuten Andreas und Maria T. eigenthümlichen 
Realität Nr. 31 befindet. Inſoferne als nun das neuerliche Bauanſuchen 
des Joſeph Kl. als ein Begehren um die Abänderung der über ſein 
urſprüngliches Baugeſuch getroffenen Entſcheidung des Stadtrathes von 
Gr. ddo. 26. Juni 1883, Z. 24.895, aufgefaßt wird, ſtand es dem 
Stadtrathe nicht zu, eine ſolche Abänderung zu bewilligen, da dieſe 
Stadtrathsentſcheidung namentlich auch rückſichtlich der erhobenen privat⸗ 
rechtlichen Einwendungen, welche ſich auf den ganzen von der Stadt⸗ 
gemeinde erkauften Straßengrund ausdehnten, bereits in Rechtskraft 
erwachſen iſt. Inſoferne als das neuerliche Bauanſuchen jedoch ſich als 
ein neues Begehren darſtellt, war die Erledigung, beziehungsweiſe Be⸗ 
willigung ohne die vorherige Vornahme des im § 3 der Bauordnung 
für die Stadt Graz vorgeſehenen Augenſcheines, welcher nicht blos zur 
Feſtſtellung der Zuläſſigkeit der Bauführung aus öffentlichen Rückſichten, 
ſondern auch wegen der nachbarlichen Intereſſen vorgeſchrieben iſt, um 
ſo unzuläſſiger, als ſeitens des Stadtrathes von Gr. die Bewilligung 
zum Baue über das geſtellte Begehren hinaus in ausgedehnterem Sinne 
ertheilt wurde.“ Dr. V 


Zur Abgrenzung der Competenzſphären in Waldſervituts⸗Ange⸗ 

legenheiten. — Regelung der Koſtenerſatzfrage im Falle der Nicht⸗ 

einwendung der gerichtlichen Incompetenz anläſſig eines zur Com⸗ 
petenz der Adminiſtrativbehörde gehörigen Streitgegenſtandes. 

W. H. aus R. überreichte beim k. k. Bezirksgerichte zu T. die 
ſogenannte Negatorienklage wider F. L. von ebenda mit dem Be⸗ 
gehren um das Erkenntniß, es ſtehe dem Belangten die ſich angemaßte 
Wegſervitut über die Waldparcelle Nr. 1209 zur Grundparcelle 
Nr. 1207 innerhalb der Rataftralgemeinde R. nicht zu, derſelbe habe 
ſich fortan jeder Anmaßung derſelben zu enthalten und dem Kläger die 
Koften dieſes Rechtsſtreites bei Executionsfolgen zu erſetzen. 

Nachdem über dieſe Klage zufolge Einverſtändniſſes der Parteien 
das Summarverfahren eingeleitet worden war, wurde ſeitens des Be⸗ 
langten vornehmlich die Einwendung der Erſitzung dieſer Wegſervitut 
zufolge dreißigjähriger unbeanſtändeter Ausübung erhoben und hierüber 
der Zeugenbeweis angeboten und ſohin auch zugelaſſen, welcher jedoch 
zu Ungunſten des Belangten ausfiel. 

Das k. k. Bezirksgericht zu T. hat demzufolge mittelſt Urtheils 


werden. Beſagtes Edict wurde jedoch ſchon am 20. Auguſt 1855, 
Nr. 22, erlaſſen und im Landesgeſetzblatte II. Abtheilung Nr. 34 ex 
1855 kundgemacht, die hierin zur Ueberreichung der Anmeldungen bis zum 
29. Februar 1856 feſtgeſetzte Friſt jedoch mittelſt des Landesgeſetzes 
vom 28. Jänner 1869, L. G. Bl. Nr. 16, erneuert, und wenn un⸗ 
| gehnptet deſſen die Anmeldung nicht erfolgte, fo hat dies blos die Wir- 
kung, daß die vorliegend ausſchließlich zuſtändige k. k. Landescommiſſion 
inhaltlich der Beſtimmungen des Edictes weiter nach dem Geſetze ihres 
Amtes walten wird. Es war ſonach im Grunde des § 48 J. N. 
das appellirte Urtheil als von einem unzuſtändigen Gerichte gefällt auf⸗ 
zuheben. Belangend die aufgelaufenen Gerichtskoſten jedoch wurde deren 
gegenſeitige Aufhebung ausgeſprochen, weil der Belangte ſich in den 
Streit einließ, ohne die Einwendung der Incompetenz zu erheben und 
deshalb ihm kein Erſatz der aufgelauſenen Gerichtskoſten gebührt, weil 
ferner auch dem Kläger dieſe Koſten darum nicht zuerkannt werden können, 
weil derſelbe ſeine Klage zuwider der Anordnung des Geſetzes bei 
Gericht einreichte. 

Gleichzeitig forderte die k. k. Statthalterei den Kläger W. H. auf, 
die unberechtigte Anmaßung der in Rede ſtehenden Wegſervitut ſeitens 
des Belangten F. L. im Zwecke der Ablöſung anzumelden. 

Der Kläger ſtellte ſich auch mit der obergerichtlichen Entſcheidung 
zufrieden und meldete das ſtreitige Recht der Wegſervitut über ſeinen 
Wald hin bei der zuſtändigen Adminiſtrativbehörde an, der Belangte hinge- 
gen ergriff gegen dieſelbe die Reviſion, jedoch nur im Punkte der Gerichts- 
koſten, deren Erſatz er als Obſieger begehrte, welche auch ſeitens des 
Erſtrichters angenommen und zur höheren Entſcheidung vorgelegt wurde. 
Gegen dieſen Beſcheid recurrirte der Kläger an das Oberlandesgericht, 
ſich hiedurch für verkürzt erachtend, weil dieſe Reviſion im Hinblicke auf 
den Umſtand, daß beide Untergerichte den Anſpruch des Belangten auf 
Gerichtskoſtenerſatz abzewieſen haben, als eine auf Abänderung gleich- 
lautender Entſcheidungen abzielende, ſomit eine außerordentliche darſtellt, 
die jedoch zufolge 8 51 Summarpatent abſolut unſtatthaft und ſeitens 
des Erſtrichters von Amtswegen zurückzuweiſen war. 

Dagegen hat das k. k. Oberlandesgericht mittelſt Decreies vom 
15. November 1881, 3. 33.651, unter Verwerfung des Recurſes des 
Klägers den angefochtenen Beſcheid beſtätigt, weil die Bedingung der 
im § 51 cit. anbefohlenen Zurückweiſung, nämlich das Vorhandenſein 
zweier im revidirten Punkte des Gerichtskoſtenerſatzes gleichlautender 
Entſcheidungen nicht vorliegt, und der k. k. oberſte Gerichtshof hat ſonach 
die ihm vorgelegte Reviſionsbeſchwerde des Belangten mit dem Decrete 
vom 13. December 1881, 3. 13.216, verworfen, weil derſelbe zu⸗ 
folge des Urtheils erſter Inſtanz in der Hauptſache gänzlich ſachfällig 
und überdies zum Erſatze der Gerichtskoſten verfällt, über ſeine 
Appellation gegen dieſes Urtheil jedoch mittelſt der angefochtenen ober⸗ 


gerichtlichen Entſcheidung die Gerichtskoſten gegen einander aufgehoben 
wurden, mithin in letzterem Punkte dieſelbe für den Belangten fogar 
günſtiger ſich darſtellt, als jene der erſten Inſtanz. Da nun der Belangte 
lediglich im Punkte des Koſtenerſatzes revidirt, ſo erſcheint ſeine Reviſions⸗ 
beſchwerde diesfalls als eine außerordentliche, welche im Hinblicke auf 
den Umſtand, daß im vorliegenden Rechtsſtreite ſummariſch verfahren 
wurde, zufolge § 51 ct. unſtatthaft erſcheint und daher verworfen 
Geſetze und Verordnungen. 


werden mußte. —1. 
1883. II. Semeſter. | 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 36. Ausgeg. am 22. November. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Zollbehandlung der zur Ausſtellung nach Nizza im Jahre 1883,84 gehen⸗ 
den Gegenſtände. Z. 35.551. 12. November. 
Nr. 37. Ausgeg. am 1. December. 
Abdruck von Nr. 167 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 172 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 171 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 169 R. G. Bl. 


Nr. 38. Ausgeg. am 15. December. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Behandlung der für die Kochkunſt⸗Ausſtellung in Wien eingehenden Gegen⸗ 
ſtände. Z. 38.162. 8. December. 


Nr. 39. Ausgeg. am 21. December. 


| 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 175 R. G. Bl. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. December 1883, womit 
für den Monat Jänner 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen⸗ 
dung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 5151. F. M. 

Nr. 40. Ausgeg. am 27. Deesmbe - - 
In directe Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 176 R. G. Bl. ” 

Abdruck von Nr. 177 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 178 R. G. Bl. 

Zurückverlegung des königl. baieriſchen Nebenzollamtes Schafberg nach 
Baiern. Z. 39.877. 14. December. g 

Nr. 41. Ausgeg. am 31. December. 


1 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 184 R. G. Bl. ö 
Abdruck von Nr. 185 R. G. Bl. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 187 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 189 R. G. Bl. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für procura 


Cultus und Unterricht. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. 
Nr. 18. 
Nr. 19. Abdruck von Nr. 97 R. G. Bl. 
Nr. 20. Abdruck von Nr. 102 R. G. Bl. 
Nr. 21. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 29. Mai 1883, 
8. 9885, betreffend die Auflage und den Bezug von Druckſorten für gewerbliche 
Fortbildungsſchulen. 
Nr. 22. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 13. Juni 1883, 
3. 11.182, an ſämmtliche Landesſtellen, betreffend die Vorlage der ſtatiſtiſchen 
Jahresnachweiſungen der gewerblichen Lehranſtalten und Handelsſchulen. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 15. Juli. 


XV. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. 
Nr. 23. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 17. Juli 1883, 
Z. 11.422, au das Rectorat der k. k. deutſchen techniſchen Hochſchule in Prag, 
betreffend die Zulaſſung zu den abſchließenden Einzelnprüfungen aus dem Aus⸗ 
gangsfache der chemiſchen Technologie. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Abdruck von Nr. 96 R. G. Bl. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Nr. 24. Proviſoriſches Statut, betreffend die Errichtung von Stipendien 


zum Betriebe wiſſenſchaftlicher Studien in Rom (römiſche Stipendien). 20. Juli 


1883. 2. 9161. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 15. Auguſt. 
Nr. 25. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
2. Auguſt 1883, Z. 14.312, betreffend die Wiederholungsprüfungen für Arbeits⸗ 
lehrerinnen und Kindergärtnerinnen. 


XVII. Stück. Ausgeg. am 1. September. 


XVIII. Stück. Ausgeg. am 15. September. 

Nr. 26. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. Sep⸗ 
tember 1883, 3. 12.861, an den Statthalter von Böhmen, womit anläßlich der 
Aetivirung der medieiniſchen Facultät der Univerſität mit böhmiſcher Vortrags⸗ 
ſprache in Prag einige Uebergangsbeſtimmungen getroffen werden. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 1. October. 

Nr. 27. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 18. Sep⸗ 
tember 1883, Z. 16.631, enthaltend eine Erläuterung der Vorſchriften über die 
Zulaſſung von Lehramtscandidaten zur Lehrbefähigungsprüfung für allgemeine 
Volks⸗ und für Bürgerſchulen. 

XX. Stück. Ausgeg. am 15. October. 

Nr. 28. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. October 1883, 
3. 17.108, betreffend die Claſſiſtcation der Muſik⸗Lehrgegenſtände an den Lehrer⸗ 
und Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalten. 

XXI Stück. Ausgeg. am 1. November. 

Nr. 29. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 20. Octo⸗ 
ber 1883, Z. 19.741, an ſämmtliche Landesſtellen, mit Ausnahnie von Oeſter⸗ 
reich unter der Enns, betreffend die Regelung der periodiſchen Eingaben der 
Handelsſchulen. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 15. November. 

Nr. 30. Abdruck von Nr. 150 R. G. Bl. 

Nr. 31. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 10. Octo⸗ 
ber 1883, Z. 17.591, an alle Landesſtellen, mit Ausnahme jener von Nieder⸗ 
öſterreich, und an den k. k. Landes⸗Schulrath für Niederöſterreich, betreffend die 
Durchführung der Miniſterial⸗Verordnung vom 17. September 1883, R. G. Bl. 


Nr. 150. 


XXIII. Stück. Ausgeg. am 1. December. 

Nr. 32. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 18. No⸗ 
vember 1883, 3. 20.422, betreffend eine Erläuterung der 88 10 und 21 der 
Prüfungsvorſchrift vom 5. April 1872, Z. 2545, in Bezug auf die Wiederholung 
der Befähigungsprüfung für die ſubſidiariſche Ertheilung des Religionsunterrichtes 
an Volksſchulen. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 15. December. 

Nr. 33. Geſetz vom 16. October 1883, wirkſam für das Herzogthum 
Ober⸗ und Nieder⸗Schleſien, womit der § 48 des Geſetzes vom 28. Februar 1870, 
betreffend die Errichtung, den Beſuch und die Erhaltung der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen aufgehoben wird. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der niederöſterreichiſchen Finauz⸗ 
tur Dr. Franz Edlen von Roſas taxfrei den Titel und Charakter eines 
Hoſrathes und dem Finanzrathe der genannten Procuratur Dr. Bartholomäus 
Frizzi taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Johann Jatros in Nauplia 
zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Miezislaus Ritter von Da⸗ 
jewski zum Finanzwache⸗Oberinſpector der galtziſchen Finanz⸗Landesdirection 
ernannt. 

Der Handelsminifter hat den Bauadjuncten der Seebehörde Alois Cer⸗ 
vellint zum Ingenieur dieſer Behörde ernannt. 


Erledigungen. 

Kanzliſtenſtelle im k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht in der 
eilften Rangsclaſſe, bis 18. November. (Amtsbl. Nr. 245.) 

Bezirks⸗Thierarztesſtelle in Neumarkt in Steiermark mit 500 fl., bis Mitte 
November. (Amtsbl. Nr. 245.) 

Zwei Forſtaſſiſtentenſtellen in Görz in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte 
November. (Amtsbl. Nr. 245.) 

Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle ſechſter Claſſe in der eilften Rangsclaſſe 
in Cattaro, eventuell Evidenzhaltungs⸗Elevenſtelle in Dalmatien mit. 500 fl. 
Adjutum jährlich, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 246.) 

Bezirks⸗Thierarztesſtelle in Murau mit 500 fl., bis Mitte November. 
(Amtsbl. Nr. 247.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


